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1. Geltungsbereich der AGB

Für die Geschäftsbeziehung zwischen S & T Allround GmbH (nachfolgenda.
bezeichnet als „Anbieter") und dem nachfolgend als "Kunde" bezeichnetem
Erwerber der Produkte des Anbieters gelten ausschließlich die nachfolgenden
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend bezeichnet als "AGB").

Abweichende Bedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, auch nichtb.
wenn der Anbieter seine Leistung widerspruchslos erbringt, es sei denn, der
Anbieter stimmt der Geltung der abweichenden Bedingungen des Kunden
ausdrücklich zu.

Alle Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für beide Geschlechter.c.
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde auf die gleichzeitige
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Verwendung von männlichen und weiblichen Sprachformen verzichtet.

"Verbraucher" im Sinne dieser AGB ist jede natürliche Person, die eind.
Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, der überwiegend weder ihrer
gewerblichen noch ihrer selbstständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet
werden können.

"Unternehmer" im Sinne der AGB ist eine natürliche oder juristische Persone.
oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines
Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen
beruflichen Tätigkeit handelt.

"Produkt" im Sinne der AGB ist jede vom Anbieter angebotene Ware,f.
Dienstleistung und sonstige Leistung, etwaiges Zubehör sowie
Begleitdokumentationen, die entsprechend der gegenüber dem Kunden vom
Anbieter bereitgestellten Produktbeschreibung oder sonstiger Abrede
Gegenstand des Vertrages zwischen dem Anbieter und dem Kunden sind.

Unabhängig von den in den AGB verwendeten Begrifflichkeiten, wieg.
beispielsweise "Anbieter", bestimmt sich die rechtliche Einordnung des
Vertrages sowie die anwendbaren gesetzlichen Regelungen stets nach den
gesetzlichen Vorgaben der jeweiligen Vertragsarten. Diese AGB schränken
die gesetzlichen Definitionen und Regelungen in keiner Weise ein.

2. Lieferung und Verfügbarkeit von Waren

Die bestellten Waren werden an die angegebene Lieferanschrift geliefert,a.
sofern keine abweichenden Vereinbarungen getroffen wurden.

Sofern ein Zahlungsdienstleister eingesetzt wird, bei dem eine Lieferanschriftb.
hinterlegt ist und durch die Verwendung des Zahlungsmittels durch den
Kunden dem Anbieter diese Lieferanschrift als für die bestellte Lieferung
maßgeblich mitgeteilt wird, wird die Ware an die abweichende Lieferanschrift
geliefert.

Sollte die Zustellung der Ware durch Verschulden des Kunden trotzc.
dreimaligem Auslieferversuch scheitern, kann der Anbieter vom Vertrag
zurücktreten. Gegebenenfalls geleistete Zahlungen werden dem Kunden
unverzüglich erstattet.

Wenn die bestellte Ware nicht verfügbar ist, weil der Anbieter mit diesemd.
Produkt von seinem Lieferanten ohne eigenes Verschulden, insbesondere im
Hinblick auf die Sicherstellung der Belieferung und ein ihm mögliches sowie
zumutbares Bemühen, nicht beliefert wird, kann der Anbieter vom Vertrag
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zurücktreten. In diesem Fall wird der Anbieter den Kunden unverzüglich
informieren und ihm gegebenenfalls die Lieferung einer vergleichbaren Ware
vorschlagen. Wenn keine vergleichbare Ware verfügbar ist oder der Kunde
keine Lieferung einer vergleichbaren Ware wünscht, wird der Anbieter dem
Kunden gegebenenfalls bereits erbrachte Gegenleistungen unverzüglich
erstatten.

Liefer- und Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt und aufgrunde.
von unvorhersehbaren Ereignissen, die dem Anbieter die Lieferung
wesentlich erschweren oder unmöglich machen, hat der Anbieter gegenüber
Kunden, die Unternehmer sind, auch bei verbindlich vereinbarten Fristen und
Terminen nicht zu vertreten. In diesem Fall ist der Anbieter berechtigt, die
Lieferung bzw. Leistung um die Dauer der Behinderung zuzüglich einer
angemessenen Anlauffrist hinauszuschieben. Das Recht zur Hinausschiebung
der Frist gilt gegenüber Kunden, die Unternehmer sind auch in Fällen
unvorhersehbarer Ereignisse, die auf den Betrieb eines Vorlieferanten
einwirken und weder von ihm noch von dem Anbieter zu vertreten sind.
Während der Dauer dieser Behinderung ist der Kunde ebenfalls von seinen
vertraglichen Verpflichtungen entbunden, insbesondere der Zahlung. Ist die
Verzögerung dem Kunden nicht zuzumuten, kann dieser nach einer von ihm
zu setzenden angemessenen Frist oder einvernehmlicher Rücksprache mit
dem Anbieter durch schriftliche Erklärung vom Vertrag zurücktreten.

Kunden werden gebeten offensichtliche Transportschäden möglichst sofortf.
bei dem Transportunternehmen, bzw. Frachtführer anzuzeigen oder
ansonsten die Transportschäden uns mitzuteilen. Hieraus entsteht für die
Kunden, die Verbraucher sind, keine Verpflichtung, die Nichtanzeige
schränkt die gesetzlichen Rechte des Kunden sowie die Durchsetzung dieser
Rechte, insbesondere die Gewährleistungs- und Widerrufsrechte nicht ein.

3. Herstellung und Verarbeitung nach Vorgaben
des Kunden

Beinhaltet die vertragliche Vereinbarung zwischen den Vertragsparteien,a.
dass der Anbieter das zu liefernde Produkt nach Vorgaben des Kunden
herstellt oder verarbeitet, ist der Kunde verpflichtet die zur Erbringung der
Leistung erforderlichen Informationen und Materialien dem Anbieter
bereitzustellen sowie Mitwirkungshandlungen anzubieten (nachfolgend
zusammenfassend als "Mitwirkung" bezeichnet).

Der Kunde wird über seine erforderliche Mitwirkung im Rahmen derb.
Produktbeschreibung, bzw. des Bestellprozesses informiert.
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Bei der Erfüllung seiner Mitwirkungspflichten muss der Kunde insbesonderec.
bei der Bereitstellung von Informationen und Materialien das vereinbarte
Format, den vereinbarten Übermittlungsweg sowie weitere vereinbarte
technischer Vorgaben und Fristen beachten.

Der Kunde verpflichtet sich nur solche Informationen und Materialiend.
bereitzustellen sowie Mitwirkungshandlungen vorzunehmen, deren
vertragsgemäße Verarbeitung durch den Anbieter nicht gegen das geltende
Recht sowie nicht gegen Schutzrechte Dritter verstößt. Der Kunde
verpflichtet sich insbesondere sicher zu stellen, dass er über die für die
Verarbeitung durch den Anbieter nötigen Nutzungs- und Verfügungsrechte
verfügt. Der Anbieter ist nicht dazu verpflichtet die Rechtmäßigkeit der
Verarbeitung der MItwirkung des Kunden zu überprüfen.

Der Anbieter trägt keine Kosten für die Mitwirkung des Kunden.e.

Der Kunde stellt den Anbieter, seine Mitarbeiter und Vertreter von derf.
Haftung und/oder Ansprüchen von Behörden oder Dritten frei, die im
Zusammenhang mit der Mitwirkung des Kunden entstehen und die der Kunde
zu vertreten hat. Die Freistellung umfasst auch alle erforderlichen und
angemessenen Rechtsverteidigungskosten. Ferner unterstützt der Kunde den
Anbieter in diesem Fall bei der Abwehr der Ansprüche durch zumutbare und
erforderliche Mitwirkungshandlungen sowie Informationen.

Der Anbieter ist auf Grundlage einer sachgerechten Abwägung berechtigt,g.
Verarbeitungsaufträge, auch nach Vertragsschluss, zurückzuweisen, bei
denen der Anbieter aufgrund objektiver Anhaltspunkte von einem Verstoß
gegen die geltende Rechtslage, Rechte Dritter oder die guten Sitten ausgehen
darf (das gilt insbesondere bei jugendgefährdenden, diskriminierenden,
beleidigenden oder verfassungsfeindlichen Informationen und Materialien).

4. Dienstleistungsbezogene Rechte und Pflichten
der Vertragsparteien

„Dienstleistungen" im Sinne dieser AGB sind vom Anbieter geschuldetea.
Tätigkeiten, die auf einer vereinbarten Handlung oder Mitwirkung des
Anbieters beruhen.

Die Regelungen dieser AGB gelten entsprechend für Verträge überb.
Dienstleistungen, sofern in diesem Abschnitt nichts Abweichendes bestimmt
ist.

Der konkrete Leistungsumfang ergibt sich aus der jeweiligenc.
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Leistungsbeschreibung, dem Angebot oder der individuellen Vereinbarung
zwischen Anbieter und Kunde. Maßgeblich ist dabei ausschließlich der dort
definierte Tätigkeits- bzw. Unterstützungsumfang. Der Anbieter schuldet kein
bestimmtes Erfolgsergebnis, sondern die sorgfältige, fachgerechte und nach
bestem Wissen erbrachte Ausführung der vereinbarten Tätigkeit. Es handelt
sich um einen Dienstvertrag im Sinne des Gesetzes. Empfehlungen,
Einschätzungen oder Handlungsvorschläge des Anbieters stellen ausdrücklich
keine Garantie oder Zusicherung eines Erfolgs dar.

Ist die Auftragsbeschreibung unzureichend oder ist deren Umfang ind.
bestimmten Fällen zweifelhaft, umfassen die zu erbringenden Leistungen
diejenigen branchenüblichen und nach den Umständen erforderlichen
Aufgaben, die notwendig sind, um den vereinbarten Vertragszweck in
angemessenem Umfang zu erreichen.

Änderungen oder Erweiterungen des ursprünglich vereinbartene.
Leistungsumfangs („Leistungsänderungen") können von beiden Parteien
angeregt werden. Der Anbieter prüft jeden Änderungswunsch des Kunden
und teilt diesem unverzüglich mit, ob die gewünschte Anpassung technisch
und organisatorisch umsetzbar ist, welche Auswirkungen sie auf den
Leistungszeitraum hat und ob dadurch zusätzlicher Aufwand, der vom
ursprünglich vereinbarten Leistungsumfang entsteht. Führt ein
Änderungswunsch zu Mehraufwand, ist dieser vom Kunden gesondert zu
vergüten. Die Vergütung erfolgt nach den vereinbarten oder, falls nicht
festgelegt, nach den üblichen Stundensätzen des Anbieters. Sofern sich durch
den Change Request Änderungen an Zeitplan, Mitwirkungspflichten oder
Lieferterminen ergeben, werden diese im Zuge der Anpassungsvereinbarung
ebenfalls festgehalten. Leistungsänderungen sowie deren Annahme,
Ablehnung oder Umsetzung bedürfen der Textform (z. B. E-Mail), sofern
nichts Abweichendes vereinbart wurde. Ohne eine solche textliche
Bestätigung bleibt der ursprünglich vereinbarte Leistungsumfang
maßgeblich.

Soweit der Anbieter seine Leistungen auf Grundlage von Informationen,f.
Unterlagen, Zugängen, Systemen oder sonstigen Materialien erbringt, die
vom Kunden bereitzustellen sind, hat der Kunde diese in dem zur
Vertragserfüllung erforderlichen Umfang, sachgerecht und innerhalb eines
angemessenen Zeitraums zur Verfügung zu stellen. Der Kunde ist für die
Richtigkeit, Aktualität, Nutzungsberechtigung und -zulässigkeit dieser Inhalte
verantwortlich. Die Leistungen des Anbieters erfordern regelmäßig eine
angemessene Mitwirkung und Abstimmung seitens des Kunden. Bleibt eine
solche Mitwirkung aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, aus oder
erfolgt sie verspätet, können sich vereinbarte Fristen und Termine in
angemessenem Umfang verlängern. Der Kunde trägt die Folgen von
Verstößen gegen die vorgenannten Pflichten und Obliegenheiten.

Der Anbieter führt keine rechtliche Prüfung der vom Kunden bereitgestellteng.
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Informationen, Inhalte, Vorgaben oder Materialien durch. Die Verantwortung
dafür, dass deren Verwendung im Rahmen der vereinbarten Leistungen
rechtlich zulässig, frei von Rechten Dritter und für die vereinbarten Zwecke
geeignet ist, liegt, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde
und soweit dem Kunden nach den Umständen zumutbar, allein beim Kunden.
Der Kunde ist verpflichtet, die hierfür erforderlichen rechtlichen Prüfungen
rechtzeitig und auf eigene Verantwortung vorzunehmen oder vornehmen zu
lassen.

Sofern Termine nicht im Rahmen eines Bestell- oder Angebotsverfahrens oderh.
über andere vom Anbieter angebotene Terminvereinbarungsmöglichkeiten
oder in Schrift- oder Textform (z. B. per E-Mail) ausdrücklich als verbindlich
bestätigt wurden, gelten sie als unverbindliche Orientierungswerte. Der
Anbieter ist berechtigt, die vereinbarten Leistungen innerhalb eines
angemessenen und für den Kunden zumutbaren Zeitrahmens zu erbringen.

Vereinbarte Dienstleistungstermine können vom Kunden nur nachi.
rechtzeitiger Mitteilung und mit Zustimmung des Anbieters verschoben
werden. Bei kurzfristigen Absagen kann der Anbieter eine angemessene
Ausfallvergütung verlangen, sofern der Kunde die Absage zu vertreten hat.

Hat der Kunde einen Mangel an einer erbrachten Dienstleistung festgestelltj.
und macht er Mängelrechte geltend, sollte er diesen dem Anbieter innerhalb
eines angemessenen Zeitraums mitteilen. Der Anbieter ist berechtigt, den
Mangel innerhalb einer angemessenen Frist nachzubessern oder die Leistung
erneut in mangelfreier Weise zu erbringen. Für die Prüfung und Beseitigung
eines Mangels hat der Kunde dem Anbieter die hierfür erforderliche
Mitwirkung zu ermöglichen, soweit ihm dies nach den Umständen zumutbar
ist. Soweit der Kunde ein Handelsunternehmen ist, gelten zusätzlich die
gesetzlichen Untersuchungs- und Rügepflichten.

Der Anbieter ist bei Auftreten höherer Gewalt oder sonstigerk.
unvorhersehbarer und vom Anbieter nicht zu vertretender Ereignisse, die die
Leistungserbringung erheblich erschweren oder unmöglich machen,
berechtigt, vereinbarte Termine zu verschieben oder die Leistungen zu einem
späteren Zeitpunkt nachzuholen. Zu solchen Ereignissen zählen insbesondere
Krankheit, Unfall, gesetzliche Einschränkungen, behördliche Anordnungen,
Ausfälle von Strom, Servern oder sonstiger Infrastruktur, Naturereignisse
oder vergleichbare Situationen. Der Anbieter informiert den Kunden hierüber
unverzüglich und bietet nach Möglichkeit Ersatztermine an. Ein Anspruch des
Kunden auf Ersatz von Reise-, Ausfall- oder sonstigen Kosten besteht in
diesen Fällen nicht. Gesetzliche Ansprüche des Kunden bleiben unberührt.
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5. Laufzeit, Kündigung und Verlängerung von
Dienstleistungsverträgen

Die Dienstleistung wird als fortlaufende Leistung über einen längerena.
Zeitraum oder in regelmäßig wiederkehrenden Intervallen erbracht
(Dauerschuldverhältnis) und kann von jeder Vertragspartei ordentlich
gekündigt werden. Die Kündigungsfrist beträgt einen Monat.

Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt fürb.
beide Vertragsparteien unberührt. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn einer
Vertragspartei unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und
unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des
Vertragsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet
werden kann. Ein wichtiger Grund kann insbesondere vorliegen, wenn i) der
Kunde vereinbarte Zahlungen trotz Mahnung nicht leistet, ii) erforderliche
Mitwirkungshandlungen des Kunden ausbleiben und hierdurch die
Leistungserbringung wesentlich erschwert oder unmöglich wird, iii) der
Kunde gegen wesentliche Vertragspflichten verstößt oder sich in erheblicher
Weise vertragswidrig verhält oder iv) die Leistungserbringung aufgrund
höherer Gewalt oder unvorhersehbarer Umstände im Sinne dieser AGB
unmöglich oder unzumutbar wird.

Die Kündigungsregelungen berühren nicht die gesetzlichen Rechte vonc.
Kunden, die Verbraucher sind, vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu
widerrufen oder anderweitig zu beenden. Gesetzlich zwingende Rechte der
Verbraucher bleiben von den Kündigungsregelungen unberührt.

6. Informationen zu Preisen und Versandkosten

Alle Preisangaben verstehen sich, vorbehaltlich anderslautender Angaben,a.
netto, zuzüglich der gültigen gesetzlichen Umsatzsteuer (MwSt.)

Die zusätzlich zu dem Verkaufspreis anfallenden Liefer- undb.
Versandgebühren werden dem Kunden bei der jeweiligen
Produktbeschreibung und vor der Bestellabschluss mitgeteilt, bzw. verlinkt.

Kauf auf Rechnung - Der Rechnungsbetrag wird, nachdem das Produkt geliefert1.
sowie in Rechnung gestellt wurde fällig und ist vom Kunden innerhalb von 14 Tagen
ohne Abzug durch Zahlung auf das Bankkonto des Anbieters zu begleichen, sofern
nichts anderes vereinbart ist. .



8

7. Eigentumsvorbehalt

Tritt der Anbieter in Vorleistung, verbleiben die gelieferten Produkte bis zur
vollständigen Bezahlung im Eigentum des Anbieters.

8. Gewährleistung und Haftung

Die Gewährleistung (Mängelhaftung) und Haftung für sonstigea.
Schlechtleistung bestimmen sich vorbehaltlich folgender Regelungen nach
gesetzlichen Vorschriften.

Der Anbieter trägt keine Gewähr für die Internetverbindung des Kunden, dieb.
vom Kunden eingesetzte Soft- und Hardware sowie etwaige durch sie
verursachten Störungen der Vertragsbegründung oder -durchführung
zwischen dem Kunden und Anbieter.

Der Anbieter haftet auf Schadensersatz unbeschränkt, soweit diec.
Schadensursache auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht. Ferner
haftet der Anbieter für die leicht fahrlässige Verletzung von wesentlichen
Pflichten, deren Verletzung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet, für
die Verletzung von Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße
Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren
Einhaltung der Kunde regelmäßig vertraut (Kardinalpflichten) oder im Fall
vereinbarter Garantieversprechen. In diesem Fall haftet der Anbieter jedoch
nur für den vorhersehbaren, vertragstypischen und erwartbaren Schaden.
Der Anbieter haftet nicht für die leicht fahrlässige Verletzung anderer als der
vorstehend genannten Pflichten. Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen
gelten nicht bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, für einen
Mangel nach Übernahme einer Garantie für die Beschaffenheit des Produktes
und bei arglistig verschwiegenen Mängeln. Die Haftung nach dem
Produkthaftungsgesetz bleibt unberührt. Soweit die Haftung des Anbieters
ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung
von Arbeitnehmern, Vertretern und Erfüllungsgehilfen. Im Übrigen sind
Schadensersatzansprüche des Kunden ausgeschlossen. Die vorstehenden
Haftungsregelungen gelten auch für Schadensersatzansprüche des Kunden
im Rahmen der gesetzlichen Gewährleistung des Anbieters.

Die Einschränkungen der Gewährleistungs- und Haftungspflichten sowied.
Verkürzung diesbezüglicher Fristen gelten nicht für Schadensersatz- und
Aufwendungsersatzansprüche der Kunden, Waren, die entsprechend ihrer
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden sind und
dessen Mangelhaftigkeit verursacht haben sowie für bestehende
Aktualisierungspflichten im Fall von Verträgen über digitale Produkte.
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9. Datenschutz und Vertraulichkeit

Der Anbieter verarbeitet personenbezogene Daten ausschließlich im Einklanga.
mit den geltenden Datenschutzgesetzen. Einzelheiten zur Datenverarbeitung
sowie zu den Rechten der betroffenen Personen ergeben sich aus der
Datenschutzerklärung des Anbieters.

Beide Parteien verpflichten sich, alle im Rahmen des Vertragsverhältnissesb.
erlangten vertraulichen Informationen streng vertraulich zu behandeln.
Vertrauliche Informationen umfassen insbesondere persönliche Daten,
persönliche Verhältnisse, Gesprächsinhalte, Abstimmungen, Unterlagen,
Konzepte sowie Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, wie etwa interne
Abläufe, Preis- und Kalkulationsmodelle, Strategien, Prozessbeschreibungen,
Kunden- und Lieferantendaten, technische Verfahren oder sonstige nicht
öffentliche wirtschaftliche Informationen, soweit diese nicht allgemein
bekannt sind oder der anderen Partei bereits rechtmäßig zugänglich waren.
Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur mit ausdrücklicher Zustimmung der
jeweils betroffenen Partei. Die Zustimmung kann entbehrlich sein, wenn die
Weitergabe im erkennbaren Interesse der betroffenen Partei liegt und
anzunehmen ist, dass sie zustimmen würde. Von der Vertraulichkeitspflicht
ausgenommen sind Informationen, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften
offenzulegen sind, auf behördliche oder gerichtliche Anordnung mitgeteilt
werden müssen oder deren Nutzung zur Wahrnehmung berechtigter
Interessen erforderlich ist. Eine Weitergabe an Personen aus dem privaten
oder beruflichen Umfeld der Parteien ist hiervon nicht umfasst. Die
Vertraulichkeitspflicht gilt über die Beendigung des Vertragsverhältnisses
hinaus fort.

10. Verbraucherstreitbeilegung

Wir sind nicht bereit und nicht verpflichtet an einem Streitbeilegungsverfahren vor
einer Verbraucherstreitschlichtungsstelle teilzunehmen.
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